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DEUTSCHER BUNDESTAG                                             Ausschussdrucksache 16(9)1175 
16. Wahlperiode                                                                 9. Oktober 2008 
Ausschuss für Wirtschaft 
und Technologie 
 
 
Stellungnahme des Deutschen Städte- und Gemeindebundes zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Vergaberechts  
 
 
I. Allgemeines 
 
Der Deutsche Städte- und Gemeindebund begrüßt grundsätzlich die Absicht des Ge-
setzgebers, dass Vergaberecht zu vereinfachen und transparenter und mittelstands-
freundlicher auszugestalten. Ziel muss es ein, alle überflüssigen Regelungen im Verga-
berecht zu beseitigen und mit Blick auf Transparenz und Investitionsbeschleunigung nur 
diejenigen Regelungen beizubehalten, die sich an den drei in § 97 Abs. 1 und 2 GWB 
zum Ausdruck kommenden Grundprinzipien „Wettbewerb, Transparenz und Gleichbe-
handlung“ festmachen.  
 
Positiv hervorzuheben ist zudem, dass an der Entscheidung festgehalten wird, für die 
Vergabe von Aufträgen unterhalb der EU-Schwellenwerte keinen spezifischen Primär-
rechtsschutz einzuführen. 
 
Dies erscheint insbesondere vor dem Hintergrund der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 13.06.2007 konsequent. 
 
 
II. Einzelanmerkungen 
 
Zu den einzelnen Regelungen des Gesetzentwurfs nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
1. Zu § 97 GWB - Allgemeine Grundsätze 
 
1.1. § 97 Abs. 3 GWB 
 
Die Neuformulierung des § 97 Abs. 3 GWB soll die mittelständischen Interessen bei der 
Vergabe zukünftig noch stärker zur Geltung bringen. Dieses Ziel ist grundsätzlich zu 
begrüßen. Fraglich ist allerdings, ob es diesbezüglich einer Neuformulierung der Vor-
schrift bedarf. 
 
Die Förderung der mittelständischen Wirtschaft erfolgt bereits heute durch eine „ange-
messene Berücksichtigung“ einer Vergabe von Aufträgen in Teillosen. Nunmehr wird 
vorgeschlagen, dass mittelständische Interessen „vornehmlich“ bei der Vergabe öffentli-
cher Aufträge zu berücksichtigen sind. Nach Auffassung der Bundesvereinigung ist da-
her – jedenfalls in der Begründung zum Gesetzentwurf – klarzustellen, dass in begrün-
deten Ausnahmefällen weiterhin von der Vorgabe einer losweisen Vergabe abgewichen 
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werden darf. Auf die Formulierung „dass eine Losvergabe grundsätzlich stattzufinden 
hat“, sollte in der Begründung (S. 8) verzichtet werden. Es muss im Interesse eines pra-
xisgerechten Vergaberechts ein Beurteilungsspielraum der Kommunen bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge sichergestellt bleiben. 
 
In diesem Zusammenhang darf nicht unbeachtet bleiben, dass die Kommunen bereits 
nach geltendem Vergaberecht begründen müssen, warum im Einzelfall auf eine loswei-
se Vergabe verzichtet wurde (vgl. zuletzt etwa OLG Düsseldorf, Beschluss vom 
11.07.2007). Sprechen überwiegende Gründe für eine Gesamtvergabe, muss es auch in 
Zukunft zulässig bleiben, dass vom Grundsatz der losweisen Vergabe abgewichen wird. 
Dies kann in der Praxis insbesondere der Fall sein, wenn eine Aufteilung unverhältnis-
mäßige Kosten mit sich bringen oder zu einer Verzögerung eines (Bau-) Vorhabens füh-
ren würde. Schließlich darf nicht unbeachtet bleiben, dass die Förderung von KMU auch 
durch die Zulassung von Bietergemeinschaften bzw. durch die Möglichkeit, Unteraufträ-
ge zu vergeben, erfolgen kann. 
 
Nach alledem halten wir die angedachte Neuregelung für zu weitgehend formuliert. Wie 
bereits dargestellt, ist nicht auszuschließen, dass sie im Einzelfall zu höheren Auftrags-
kosten beim öffentlichen Auftraggeber führen wird, da eine Verpflichtung, Teillose zu 
bilden, die Nachfragemacht schwächt. Auch erhöht sich bei vielen kleineren Aufträgen 
mit unterschiedlichen Lieferanten der Bearbeitungsaufwand bei den Dienststellen, da z. 
B. mehr Rechnungen geprüft und mehr Buchungen vorgenommen werden müssen. 
 
Dem öffentlichen Auftraggeber sollte nach Prüfung des Einzelfalls ein Wahlrecht 
verbleiben, ob er einen Auftrag im Ganzen oder losweise vergibt. 
 
1.2 § 97 Abs. 4 GWB – Zusätzliche Anforderungen 
 
Nach § 97 Abs. 4 Satz 2 GWB können für die Auftragsausführung zusätzliche Anforde-
rungen an Auftragnehmer gestellt werden, die insbesondere soziale, umweltbezogene 
oder innovative Aspekte betreffen, im sachlichen Zusammenhang mit dem Auftragsge-
genstand stehen und sich aus der Leistungsbeschreibung ergeben. 
 
Diese Möglichkeit der Berücksichtigung zusätzlicher Kriterien im Vergaberecht wird 
kommunalseitig lediglich vom Deutschen Städtetag begrüßt. Vor dem Hintergrund, dass 
hinsichtlich vieler Produkte (z. B. bei Naturstein) eine zunehmende Ausbeutung von Be-
schäftigten (einschließlich Kinderarbeit) in wichtigen Lieferländern auf eine gesteigerte 
Sensibilisierung der Öffentlichkeit in Deutschland stößt, auf die die öffentlichen Auftrag-
geber nur unter hohen rechtlichen Risiken reagieren können, hält der Deutschen Städte-
tag eine derartige Vorschrift für notwendig. 
 
Der Deutsche Städte- und Gemeindebund sowie der Deutsche Landkreistag haben zu 
diesem Regelungsansatz eine abweichende Auffassung: Die Öffnung des Vergabe-
rechts für weitergehende Kriterien wie etwa soziale Aspekte wird abgelehnt. Grund ist, 
dass das Vergaberecht als Instrument des wirtschaftlichen Einkaufs der öffentlichen 
Hand rein produkt-, eignungs- und leistungsbezogen ausgestaltet ist. Vergabefremde 
und politisch motivierte Aspekte, etwa im Sozialbereich, sollten daher generell nicht mit 
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dem rein leistungs-, wettbewerbs- und eignungsbezogenen Vergaberecht vermengt 
werden. 
 
Auch wenn die Beachtung vergabefremder Kriterien im Ermessen des jeweiligen öffent-
lichen Auftraggebers steht, ist dies bereits als ein erster Schritt hin zur verpflichtenden 
Beachtung derartiger Aspekte bei der öffentlichen Auftragsvergabe zu sehen und des-
halb abzulehnen. Schließlich darf bei der Diskussion um die Einführung von weiteren 
Vergabekriterien auch der aus den Kontrollpflichten erwachsende erhebliche Verwal-
tungsmehraufwand der öffentlichen Auftraggeber nicht unberücksichtigt bleiben. Nach 
Auffassung des DStGB würde im Ergebnis der richtige Ansatz hin zu einer Deregulie-
rung des Vergaberechts mit der angedachten Neuregelung in § 97 Abs. 4 GWB konter-
kariert. 
 
Im Übrigen weisen wir darauf hin, dass die in § 97 Abs. 4 GWB gewählte Formulierung 
den Eindruck vermittelt, dass es sich bei den zusätzlichen Kriterien um Eignungskrite-
rien und damit Anforderungen handeln soll, die an die Person des Auftragnehmers ge-
stellt werden sollen. Dieses stünde aber in Widerspruch zu den Regelungen der Art. 26 
der Richtlinie 2004/18 EG und Art. 38 der Richtlinie 2004/17 EG. Im Gegensatz zu den 
vorgenannten europäischen Richtlinien steht die geplante Regelung nicht im Kontext der 
besonderen Vorschriften über die Verdingungs- und Auftragsunterlagen, sondern be-
nennt die allgemeinen Grundsätze des Kartellvergaberechts – hier: die Eignung poten-
tieller Unternehmen in einem Vergabeverfahren. 
 
Es erscheint systemwidrig, weitere Kategorien von Anforderungen in § 97 Abs. 4 GWB 
aufzunehmen, die ausweislich der Begründung des Gesetzentwurfs (S. 10) „an die Aus-
führung des Auftrags“ anknüpfen. Anders als § 97 Abs. 5 GWB, der sich mit der Ertei-
lung des Zuschlags auf das wirtschaftlichste Angebot befasst, regelt § 97 Abs. 4 GWB 
abschließend die Anforderungen an die Eignung von Unternehmen. Dies wird insbeson-
dere durch den letzten Satz unterstrichen, der hervorhebt, dass andere oder weiterge-
hende Anforderungen „an Auftragnehmer“ nur gestellt werden dürfen, wenn dies durch 
Bundes- oder Landesgesetz vorgesehen ist. Damit definiert auch die geplante Neurege-
lung in erster Linie die Anforderungen an die Bieter für die öffentliche Auftragsvergabe 
und nicht etwa Bedingungen für die spätere Auftragsausführung. Mit Blick auf die erfor-
derliche Rechtsklarheit muss daher im Gesetzentwurf verdeutlicht werden, ob es sich 
um die Möglichkeit der Vorgabe weiterer Eignungskriterien handelt oder ob zugelassen 
werden soll, zusätzliche Anforderungen an die Auftragsausführung zu stellen. In letzte-
rem Fall schlagen wir folgende Formulierung in § 97 Abs. 4 GWB vor: 
 
„Bei der Auftragsvergabe können zusätzliche Anforderungen für die Auftragsausführung 
an Auftragnehmer gestellt werden, die insbesondere soziale, umweltbezogene oder in-
novative Aspekte betreffen, wenn sie im sachlichen Zusammenhang mit dem Auftrags-
gegenstand stehen und sich aus der Leistungsbeschreibung ergeben.“ 
 
2. Zu § 99 GWB - Öffentliche Aufträge 
 
2.1 § 99 Abs. 1 GWB – Interkommunale Kooperationen 
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Der DStGB begrüßt ausdrücklich, dass in § 99 Abs. 1 Satz 2 GWB der Versuch unter-
nommen wird, eine Regelung zur Vergaberechtsfreiheit für Fallkonstellationen zu formu-
lieren, in denen ein öffentlicher Auftraggeber eine Aufgabe einem anderen Auftraggeber 
nach § 98 Nr. 1, 2 oder 3 GWB übertragen will oder sich z.B. in privater Rechtsform or-
ganisiert.  
 
Nach diesseitiger Auffassung können neben der Beauftragung kommunaler Gesellschaf-
ten hierunter auch die einschlägigen Formen interkommunaler Kooperationen gefasst 
werden. Dieses ist angesichts der nach wie vor bestehenden Rechtsunsicherheit – ins-
besondere in der Praxis der interkommunalen Zusammenarbeit - sehr zu begrüßen. In-
terkommunale Aufgaben- und Zuständigkeitsverlagerungen, bei denen keine externen 
private Dritte beteiligt werden, sind keine Beschaffungsvorgänge auf dem Markt, son-
dern Ausfluss der kommunalen Organisationshoheit. Unabhängig von der einer inter-
kommunalen Kooperation zugrunde liegenden Rechtsgrundlage, müssen rein interne 
(kommunale) Organisationsakte, die keine Beschaffungen auf dem Markt darstellen, 
dem Anwendungsbereich des Vergaberechts entzogen werden. Vergaberecht kann und 
darf immer erst dann zur Anwendung kommen, wenn ein öffentlicher Auftraggeber sich 
bewusst entscheidet, Beschaffungen auf dem Markt unter Einbindung externer Dritter 
vorzunehmen. 
 
Wir regen an, den vorstehenden Aspekt zwecks Klarstellung noch einmal in der Begrün-
dung zur Vorschrift ausdrücklich hervorzuheben. Eine Präzisierung im Rahmen der Be-
gründung wäre zudem hinsichtlich der Frage wünschenswert, in welchen Fallkonstellati-
onen üblicherweise von einer „Markttätigkeit“ bzw. „Marktrelevanz“ ausgegangen wer-
den muss. 
 
Die vorgeschlagene Regelung des § 99 Abs. 1 Satz 2 GWB bietet im Übrigen den An-
satz einer Abgrenzung, was in der Vergabepraxis unter „Verträge ohne Beschaffungs-
charakter“ gefasst werden kann. Wir bitten daher, an der vorgeschlagenen Regelung im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren festzuhalten. 
 
2.2 § 99 Abs. 3 GWB – Öffentliche Bauaufträge 
 
Die geplante Klarstellung in § 99 Abs. 3 GWB, wonach die Vergabe öffentlicher Bauauf-
träge immer einen Beschaffungswillen des öffentlichen Auftraggebers voraussetzt, wird 
von den kommunalen Spitzenverbänden ausdrücklich als Unterstützung der kommuna-
len Interessen begrüßt.  
 
Die geltende Formulierung des § 99 Abs. 3 GWB entspricht dabei der Formulierung des 
Art. 1 Abs. 2 b der EU- Vergabekoordinierungsrichtlinie 2004/18 EG. 
 
Hintergrund ist, dass das Oberlandesgericht Düsseldorf in drei Entscheidungen unter 
bestimmten Voraussetzungen Grundstücksveräußerungen der Kommunen sowie die 
anschließende Investorenauswahl einer Ausschreibungspflicht unterworfen hat. Diese 
Entscheidungen haben weit über Nordrhein-Westfalen hinaus Bedeutung erlangt. Auf 
der Grundlage dieser Entscheidungen ist die jahrelange Praxis der Kommunen, nach 
denen die mit Grundstücksveräußerungen zusammenhängenden Rechtsgeschäfte, ins-
besondere also städtebauliche Verträge, nicht vom Vergaberecht erfasst wurden, zu-



 5 

mindest für Aufträge oberhalb der EU-Schwellenwerte (5.150 Millionen EUR) rechtlich 
obsolet geworden. Folge der Anwendung des Vergaberechts ist ein grundsätzlicher 
Strukturwandel im Bereich der Stadtentwicklung und des kooperativen Städtebaurechts. 
Dies betrifft gleichermaßen Kommunen wie Investoren. Städtebauliche Aufwertungsstra-
tegien können auf der Grundlage der aktuellen OLG-Rechtsprechung nur noch durch 
ein Vergabeverfahren mit entsprechendem zeitlichem Vorlauf realisiert werden. 
 
Vor diesem Hintergrund halten wir die angedachte Klarstellung des Beschaffungsbe-
darfs in § 99 Abs. 3 GWB für einen Schritt in die richtige Richtung. Mit Blick auf den sei-
tens der Rechtsprechung eingeforderten Beschaffungsbedarf sowie auf die in § 99 Abs. 
3, 3. Alternative GWB erforderliche Präzisierung schlagen wir – in geringfügiger Abwei-
chung zum vorgelegten Gesetzentwurf – folgende Formulierung für § 99 Abs. 3 GWB 
vor: 
 
„Bauaufträge sind Verträge zur Beschaffung von Leistungen entweder über die Aus-
führung oder die gleichzeitige Planung und Ausführung eines Bauvorhabens oder eines 
Bauwerks für den öffentlichen Auftraggeber, das Ergebnis von Tief- oder Hochbauarbei-
ten ist und eine wirtschaftliche oder technische Funktion erfüllen soll, oder einer dem 
Auftraggeber unmittelbar dienenden Bauleistung durch Dritte gemäß den vom Auf-
traggeber genannten Erfordernissen.“ 
 
2.3 § 99 Abs. 6 GWB - Baukonzessionen 
 
Die geplante Änderung des Anwendungsbereichs einer Baukonzession in Abgrenzung 
zum öffentlichen Bauauftrag ist ebenfalls zu begrüßen. Danach soll das Recht zur Nut-
zung der baulichen Anlage nur noch „befristet“ erteilt werden und nicht mehr uneinge-
schränkt. Die bisherige Formulierung entspricht der Fassung des Art. 1 Abs. 3 der EU-
Vergabekoordinierungsrichtlinie 2004/18 EG. Gleichwohl erscheint die geplante Befris-
tung einer Konzessionserteilung sinnvoll und auch mit dem EG-Recht vereinbar, da die 
EU-Kommission in ihrer Mitteilung vom 12.04.2000 zu Auslegungsfragen im Bereich 
Konzessionen im Gemeinschaftsrecht erläutert hat, dass u. a. die Befristung ein We-
sensmerkmal einer Konzession darstellt.  
 
Wir möchten allerdings darauf hinweisen, dass der Begriff der Baukonzession in § 6 
Abs. 1 VgV und § 32 VOB/A dann ebenfalls zwingend einer redaktionellen Anpassung 
bedarf. 
 
3. Zu § 101 GWB - Arten der Vergabe 
 
3.1 Vorrang des Offenen Verfahrens 
 
Der DStGB bedauert, dass am Vorrang des Offenen vor dem Nichtoffenen Verfahren im 
nationalen Vergaberecht festgehalten werden soll. Das EU- Recht sieht die Option der 
freien Wahl der Verfahrensart vor (vgl. Art. 28 Satz 2 der Richtlinie 2004/18/EG). 
 
Wir regen an, nochmals über die Schaffung derartiger Spielräume für die öffentlichen 
Auftraggeber auch im nationalen Recht nachzudenken. Nur so können kommunale Ges-
taltungsspielräume erhöht und dem Ziel der Förderung der regionalen Wirtschaft Rech-
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nung getragen werden. Insofern vermögen wir der Gesetzesbegründung, wonach das 
Ziel der wirtschaftlichen Beschaffung besser durch das Offene Verfahren erreicht wer-
den kann, nicht zu folgen. 
 
3.2 Elektronische Auktion und dynamisches elektronisches Verfahren 
 
Der DStGB begrüßt die Absicht der Bundesregierung, die elektronische Auktion sowie 
das dynamische elektronische Verfahren als zeitlich befristetes offenes Vergabeverfah-
ren als neue Vergabearten in das GWB zu übernehmen. 
 
Aus Sicht öffentlicher Auftraggeber ist es hilfreich, die seitens des EU-Vergaberechts zur 
Verfügung gestellten Instrumente auch im nationalen Recht nutzen zu können. Da die 
neuen Vergabearten in der Vergabepraxis jedoch noch nicht bekannt sind, ist sicherzu-
stellen, dass grundsätzliche Hinweise zu den Anforderungen und Voraussetzungen der 
vorgenannten Verfahren – ggf. im Rahmen der Begründung zum Gesetzentwurf – zur 
Verfügung gestellt werden. Es muss vermieden werden, dass es im Falle der Anwen-
dung derartiger Verfahren zu Rechtsunsicherheiten sowie damit verbundener Vergabe-
nachprüfungen kommt. 
 
3.3 Keine Hierarchie zwischen dem Wettbewerblichen Dialog und dem Verhand-
lungsverfahren 
 
Wir begrüßen zudem die Klarstellung, die mit der Änderung der Reihenfolge der Absät-
ze 4 und 5 des § 101 GWB verbunden ist. Nach geltendem Recht wird durchaus eine 
Hierarchie der Verfahrensarten des Wettbewerblichen Dialogs sowie des Verhandlungs-
verfahrens mit dem Vorrang des Verhandlungsverfahrens diskutiert. Dieser Diskussion 
wird der Boden entzogen, indem klargestellt wird, dass keine Hierarchie besteht. 
 
Dieses entspricht der Auffassung der kommunalen Spitzenverbände. 
 
4. Zu § 114 Abs. 3 GWB – Entscheidung der Vergabekammer 
 
Gemäß § 114 Abs. 3 GWB soll zukünftig die Vorschrift des § 86a Satz 2 GWB entspre-
chend anwendbar sein. Danach kann ein Zwangsgeld in Höhe von mindestens 1000 
Euro und höchstens 10 Millionen Euro festgelegt werden. Diese Regelung ist abzuleh-
nen. 
 
Ein Blick in die Vergabepraxis belegt, dass öffentliche Auftraggeber Anordnungen der 
Vergabekammern lediglich in geringen Ausnahmefällen nicht beachten. Vor diesem Hin-
tergrund erscheint es nicht gerechtfertigt, den Zwangsgeldrahmen, der sich bislang nach 
dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Bundes gerichtet hat, derart zu erhöhen. Da 
die Verwaltungsvollstreckungsgesetze der Länder jedoch teilweise höhere Zwangsgel-
der vorsehen, regen wir an, eine Anpassung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
des Bundes zu prüfen oder – alternativ – einen adäquaten Rahmen für eine Zwangs-
geldfestsetzung in § 114 Abs. 3 GWB selbst zu finden. Wir bitten, die vorstehenden Aus-
führungen auch im Rahmen des vorgeschlagenen § 115 Abs. 3 GWB zu berücksichti-
gen.  
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5. Zu § 115 Abs. 2 GWB – Voraberteilung des Zuschlags 
 
Die Bundesvereinigung begrüßt ausdrücklich die in § 115 II GWB vorgesehenen Neure-
gelungen zur möglichen Voraberteilung des Zuschlags. Im Sinne einer verfahrensöko-
nomischen Herangehensweise ist es sinnvoll, in § 115 Abs. 2 Satz 2 GWB aufzugreifen, 
dass die Aussichten des Antragsstellers im Vergabeverfahren bei der Entscheidung ü-
ber eine Voraberteilung des Zuschlags seitens der Vergabekammer berücksichtigt wer-
den. 
 
Ausdrücklich unterstützt wird zudem die in Satz 3 beabsichtigte Klarstellung, dass ein 
überwiegendes Interesse der Allgemeinheit vorliegt, wenn die wirtschaftliche Erfüllung 
von Aufgaben des Auftraggebers gefährdet ist. Gerade im Rahmen komplexer und auf-
wendiger Vergabeverfahren – insbesondere im Baubereich – können Nachprüfungsver-
fahren zu einem nicht unerheblichen Zeitverzug und damit zu einer häufig nicht tragba-
ren Verteuerung der Projekte führen. Es ist daher richtig, im Rahmen einer Interessen-
abwägung hinsichtlich einer Voraberteilung eines Zuschlags insbesondere die wirt-
schaftliche Dimension aus Sicht des öffentlichen Auftraggebers mit zu berücksichtigen. 
Wir bitten daher, an den vorgesehenen Änderungen im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens festzuhalten. 
 
Vorstehendes bitten wir auch hinsichtlich der angedachten Neuregelungen zu § 118 
Abs. 2 GWB sowie § 121 Abs. 1 GWB zu berücksichtigen. 
 
6. Zu § 128 Abs. 2 GWB - Gebührenhöhe 
 
Die in § 128 Abs. 2 GWB vorgesehene Anpassung der Gebührenhöhen wird begrüßt. 
 
7. Zu § 128 Abs. 4 GWB - Kosten des Verfahrens vor der Vergabekammer 
 
Die geplante Neuregelung in § 128 Abs. 4 GWB wird seitens der Bundesvereinigung 
ausdrücklich begrüßt. 
 
Wenn gegenwärtig ein Antragsteller (Unternehmen) bei einem vergaberechtlichen 
Nachprüfungsantrag gegenüber einem öffentlichen Auftraggeber seinen Antrag zeitlich 
vor der Entscheidung der Vergabekammer zurücknimmt, bedeutet dies nach der BGH-
Rechtsprechung, dass dieser Antragsteller mit seinem Antrag nicht „unterlegen“ ist. Fol-
ge ist, dass der Auftraggeber auch dann, wenn er zu Unrecht in das vergaberechtliche 
Nachprüfungsverfahren „hereingezogen wurde“, die ihm bis dahin entstandenen Kosten 
selbst zu tragen hat. Auch wenn spezialrechtliche Regelungen auf Landesebene ande-
res vorsehen können, ist es sachgerecht, im GWB eindeutig und für alle Fälle klar zu 
stellen, dass die Rücknahme eines Antrags durch einen Antragsteller als „Unterliegen“ 
dieses Antragstellers mit der Folge zu werten ist, dass dieser allein die Kosten zu tragen 
hat. Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Zahl der Rücknahmen von Antragsverfahren 
im Laufe der Zeit ständig angestiegen ist. Daher ist die beabsichtigte Regelung auch 
erforderlich, um Rechtsmissbrauch zu verhindern. 
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Wie bereits ausgeführt, behält sich die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenver-
bände vor, zu weiteren Aspekten des vorgelegten Entwurfs eines Gesetzes zur Moder-
nisierung des Vergaberechts sowohl mündlich als auch schriftlich Stellung zu nehmen. 
III. Zusammenfassende Einschätzung / Forderungen 
 
Im Hinblick auf die GWB-Novellierung ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung und 
auch der Bundesrat die Forderung des DStGB nach einer Vergaberechtsfreiheit der in-
terkommunalen Kooperation sowie nach einer Begrenzung zur Anwendung des Verga-
berechts auf kommunale Immobiliengeschäfte und schließlich auch eine Einschränkung 
des Rechtsschutzes aufgenommen hat.  
 
Im Übrigen dringt der DStGB weiterhin auf eine vollständige Umsetzung der vom Aus-
schuss für Städtebau und Umwelt sowie vom Präsidium beschlossenen zehn DStGB-
Forderungen an eine Novellierung des Vergaberechts. Diese sind im Folgenden noch-
mals schwerpunktmäßig wiedergegeben: 
 
1.  Entbürokratisierung, Investitionsverstärkung und Mittelstandsfreundlichkeit 

(Wettbewerb, Transparenz,  Gleichbehandlung) 
 
2.  Gleiche Regelung (Wortlautidentität) für gleiche Sachverhalte in VOB, VOL und 

VOF 
 
3.  Verzicht auf überbordenden Formalismus (Bsp.: Nachreichung von – vorhan-

denen – Erklärungen ermöglichen) 
 
4.  Keine Ausdehnung des EU-Primärrechtsschutzes auf Auftragsvergaben unter-

halb der EU-Schwellenwerte  
 
5.  Verzicht auf vergabefremde Aspekte 
 
6.  Gleichstellung von Offenem und Nichtoffenem Verfahren (1 : 1-Umsetzung des 

EU-Rechts) 
 
7.  Angemessene Wertgrenzen für Beschränkte und Freihändige Vergaben  
 
8.  Zulassung kommunaler Einrichtungen als Bieter (Wegfall: § 8 Nr. 6 VOB/A, § 7 

Nr. 6 VOL/A) 
 
9.  Kostenerstattung für Auftraggeber im Rahmen von Nachprüfungsverfahren bei 

Rücknahme des Nachprüfungsantrags des Antragstellers 
 
10. Vergaberechtsfreiheit interkommunaler Kooperationen. 
 
 
Berlin, 08.10.2008 


